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Drucksache 2718 


Kleine Anfrage 279 

der Fraktion der FDP 


betr. Beitragsausgleich beim Kindergeld 


Gemäß § 14 Abs. 3 des Kindergeldgesetzes vom 13. November 1954 
(BGBl. I S. 333) hat der Vorstand des Gesamtverbandes der ge- 
werblichen Familienausgleichskassen einen Ausgleich zwischen den 
einzelnen Kassen vorgenommen. Obwohl sich nach Durchführung 
dieses Ausgleichs ergibt, daß kleine Gewerbetreibende bestimmter 
Berufszweige 1,8 v. H. ihrer Lohnsumme, Großunternehmer anderer 
Berufszweige dagegen nur 0,5 v. H. der Lohn- und Gehaltssumme 
als Beitrag aufzubringen haben, bezeichnet der Vorstand diesen Aus- 
gleich als „angemessen” im Sinne des Gesetzes. 

Der Herr Bundesministcr für Arbeit hat erklärt, daß seine Aufsichts- 
befugnis ihm nicht die Möglichkeit gibt, nach § 30 der Reichsver- 
sicherungsordnung einzugreifen. 

Wir fragen die Bundesregierung, 

ob sie bereit ist, dem Bundestag einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
durch den diese offensichtlichen Ungerechtigkeiten wieder beseitigt 
werden, oder was sie sonst zu tun gedenkt, um die Schäden, die 
sich aus dem Versagen der Selbstverwaltung ergeben, wieder zu 
beseitigen. 


Bonn, den 27. September 1956 


Dr. Atzenroth 

Dr. Dehler und Fraktion 
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